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Institut zur Erforschung des jüdischen Einflußes auf
das deutsche kirchliche Leben – Außenstelle
Hermannstadt/Rumänien

Mit dem Zusammenbruch der österreich-ungarischen Monarchie 1918 gingen infolge
der Nachkriegsbeschlüsse Teile des ehemaligen Habsburgerreiches an das König-
reich Rumänien über. Die deutschsprachigen Siebenbürger Sachsen sprachen sich
Anfang 1919 für eine Angliederung ihres multiethnischen Siedlungsgebietes an Ru-
mänien aus, weil in den Jahrzehnten zuvor Ungarn eine zunehmende Magyarisie-
rungspolitik gegenüber den verschiedenen Minderheiten durchzusetzen versucht
hatte. Die siebenbürgische evangelische Kirche als Repräsentationsorgan der Sach-
sen stellte sich diesen ungarischen Bestrebungen entgegen, unter anderem um das
Schulwesen, für das sie verantwortlich zeichnete, als genuin sächsisches Schulwe-
sen erhalten zu können. Noch während der Habsburger-Herrschaft beeinflussten
national-protestantische Einflüsse aus Deutschland langsam, aber stetig das inner-
kirchliche Denken, welches sich während des Ersten Weltkriegs zu einem in Teilen
rassistisch-chauvinistischen Religionsbild erweitern sollte.

Mit der Zugehörigkeit zu Rumänien sollten sich indes die Bedingungen für die
siebenbürgisch-sächsische Gesellschaft nicht zum Besseren entwickeln. Infolge ei-
ner Bodenreform verlor die Landeskirche einen Großteil ihrer Forst- und Bodenbe-
sitzungen, deren Erträge bis dahin den monetären Unterhalt sichergestellt hatten
und durch deren Verlust nunmehr der Unterhalt des sächsischen Schulwesens per-
manent gefährdet war. Die von jeher enge Verbindung zwischen Landeskirche und
politischen Vertretern der Sachsen sollte sich in dieser Zeit zunehmend negativ aus-
wirken. Die sich steigernde Unzufriedenheit innerhalb der sächsischen Gesellschaft
durch die politischen Wirren während der Zwischenkriegszeit sowie die schlechten
wirtschaftlichen Bedingungen fielen direkt auf die Landeskirche zurück: Da die
konservativen Eliten der Sachsen als politische Repräsentanten und gleichzeitige
Mitglieder der Kirchenführung auf einen Ausgleich mit der rumänischen Zentralre-
gierung aus waren, schlug die Verachtung vieler, vor allem junger Sachsen gegen-
über diesen Eliten ebenso auf die Landeskirche zurück. Infolgedessen entstand eine
sogenannte Unzufriedenheitsbewegung als Protest gegen diese kirchlichen Eliten
sowie Mitte der 1920er Jahre eine erste nationalsozialistische Organisation, die in
den folgenden Jahren die Entwicklungen innerhalb der Kirche maßgeblich beein-
flussen sollte.1

Über Parallelorganisationen wie einem eigenen Jugendverband gelang es den
Nationalsozialisten schnell in die Mitte der sächsischen Gesellschaft vorzudringen,
so dass bereits 1933 die Mehrzahl der Sachsen der NS-Ideologie anhing. Indes traten
die NS-Vertreter in Siebenbürgen nicht als eine homogene Organisation auf, son-
dern es bildeten sich zwei Richtungen aus: Die stärkere der beiden NS-Fraktionen
versuchte durch einen gewissen Ausgleich mit den konservativen Eliten schrittweise



ihre Macht zu erweitern, indem sie die bestehenden, vor allem kirchlichen Organi-
sationen unterwanderte und deren Führungsgremien sukzessive mit eigenen Leuten
besetzte. Aufgrund des vordergründigen Ausgleichsstrebens sowie der ohnehin be-
stehenden nationalprotestantischen Ausrichtung der Landeskirche gewährte der
Landeskirchenbischof Viktor Glondys (1882–1949) diesen Nationalsozialisten zu-
nehmend Einfluss auf die Landeskirchenführung, so dass diese 1938 die Mehrheit
innerhalb des Landeskirchenkonsistoriums stellten.2

Die zweite Fraktion der sächsischen Nationalsozialisten, zu deren Führung un-
ter anderem der Landesjugendpfarrer Wilhelm Staedel (1890–1971) zählte, lehnte ei-
ne solche vordergründige Kooperation mit den konservativen Machtträgern ab und
strebte eine Machtübernahme innerhalb der siebenbürgisch-sächsischen Gesell-
schaft nach dem Vorbild Hitlers an. Durch die internen Auseinandersetzungen zwi-
schen den beiden nationalsozialistischen Gruppierungen schritt 1940 das „Dritte
Reich“ ein und installierte mit Andreas Schmidt (1912–1948), Schwiegersohn des
Chefs des SS-Hauptamtes Gottlob Berger (1896–1975), einen Vertreter der zweiten
NS-Fraktion als neuen Führer der Deutschen Volksgruppe in Rumänien, die unter
dem Antonescu-Regime umfangreiche Selbstverwaltungsbefugnisse erhielt. Die po-
litische Gleichschaltung der siebenbürgisch-sächsischen Gesellschaft ermöglichte
es den Nationalsozialisten nunmehr, den noch amtierenden Landesbischof Glondys
zur Abdankung zu zwingen und am 16. Februar 1941 auf der 37. Landeskirchenver-
sammlung die Wahl Wilhelm Staedels zum neuen Bischof durchzusetzen. Neben
der Sympathie vieler Pfarrer für den Nationalsozialismus trauten diese Staedel auch
am ehesten zu, im Sinne der Landeskirche zu einem allgemeinen Ausgleich mit der
Volksgruppenführung zu kommen.3

Staedel, bekennender Nationalsozialist und Anhänger der Kirchenbewegung
Deutsche Christen, veranlasste am 3. November 1941, dass die Landeskirche dem
seit Mai 1939 bestehenden →Institut zur Erforschung des jüdischen Einflusses auf
das deutsche kirchliche Leben als förderndes Mitglied beitrat. Schon ein halbes Jahr
zuvor besuchte er während seiner Deutschlandreise das Institut in Eisenach und in-
formierte sich dort über die geleisteten Forschungsarbeiten.4 Neben seiner religiös-
ideologischen Nähe zu den Deutschen Christen als Initiatoren dieses Institutes war
es vor allem der →Antisemitismus von Staedel und seinen Anhängern, der sie zu ei-
ner Zusammenarbeit bewegten. Der neue Bischof führte entsprechend vor dem Lan-
deskonsistorium aus: „Wenn wir uns also zum Nationalsozialismus als dem Träger
germanisch-deutschen Geistes bekennen, wenn wir wollen, dass Nationalsozialisten
in unserer Kirche eine innere Heimstatt haben sollen und dass darum die Kirche
sich der neuen Bewegung nicht entfremdet, dann müssen wir die Auseinanderset-
zung mit dem jüdisch-marxistischen Geist [Hervorhebung i. Orig.] auch in der Kirche
aufnehmen.“5

Die Landeskirche beschloss zunächst, dem Institut zur Erforschung des jüdi-
schen Einflusses auf das deutsche kirchliche Leben mit einem Jahresbeitrag von
500 RM (30.000 Lei) als förderndes Mitglied beizutreten. Indes begnügten sich die
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den Deutschen Christen nahestehenden Kirchenvertreter der Evangelischen Landes-
kirche Augsburger Bekenntnisses (A.B.) in Rumänien nicht damit, dem Eisenacher
Entjudungsinstitut lediglich als förderndes Mitglied anzugehören. Unmittelbar mit
dem Institutsbeitritt begannen die Vorbereitungen, einen eigenen Ableger dieses In-
stituts im siebenbürgischen Hermannstadt-Sibiu zu gründen. Diese ‚Arbeitsgemein-
schaft des Institutes zur Erforschung des jüdischen Einflusses auf das deutsche
kirchliche Leben in der Evangelischen Landeskirche A.B. in Rumänien‘, so die offi-
zielle Bezeichnung, fungierte als eine Art Außenstelle des Eisenacher Entjudungs-
instituts, unterschied sich aber von seiner inhaltlichen Arbeit aus betrachtet stark
vom Thüringer Mutterinstitut.

Die Arbeitsgemeinschaft wollte weniger Grundlagenforschung zur „Entjudung“
des Christentums betreiben, wie es im Eisenacher Institut der Fall war, sondern die
bereits in Eisenach erarbeiteten Ergebnisse in der alltäglichen Kirchenarbeit zur An-
wendung bringen.6 Hierfür organisierten die Leiter, allen voran Bischof Staedel und
der landeskirchliche Hauptanwalt Andreas Scheiner (1890–1960), insgesamt drei
Hauptarbeitstagungen, an denen bis zu 43 Pfarrer und Vertreter der Volksgruppen-
führung teilnahmen.7 Darüber hinaus waren auch kleinere dezentrale Tagungen auf
Kirchenbezirksebene geplant, aufgrund fehlender Verwaltungsakten ist indes nicht
zu klären, ob derartige Zusammenkünfte tatsächlich stattfanden. Zumindest ging
die Kirchenführung dazu über, während den abgehaltenen Pfarrerschulungen die
Arbeiten des Eisenacher Instituts als Grundlage für die Weiterbildung der Geistli-
chen zu nutzen.8

Nachdem die Landeskirche die kircheneigenen Schulen der Volksgruppenfüh-
rung übergeben hatte, da nach deutsch-christlichem Verständnis und unter Beru-
fung auf Luthers Zwei-Reiche-Lehre sich die Kirche auch in Erziehungsfragen der
nationalsozialistischen Führung unterzuordnen habe,9 begann man einen neuen
Lehrplan für den Religionsunterricht zu erstellen, für den sich die Kirche noch zu-
ständig zeigte. Dieser neue Lehrplan kombinierte deutsch-christliche Vorstellungen
mit den Forschungsergebnissen des Eisenacher Institutes, so dass anstatt des heils-
geschichtlichen Zusammenhangs mit dem Alten Testament christlich-germanische
Glaubensinhalte den Inhalt des Religionsunterrichtes bestimmen sollten.10 Für die
Ausarbeitung dieses neuen Lehrplans waren vor allem die Mitarbeiter des Hermann-
städter Instituts verantwortlich.11

Die wenigen Forschungsarbeiten des Hermannstädter Institutsablegers beschäf-
tigten sich entsprechend kaum mit allgemeinen Themen zur Beziehung von Chris-
tentum, Judentum und völkischer Frage. Auch hier ging es hauptsächlich um die
konkrete Neugestaltung der eigenen Landeskirche unter dem Einfluss des National-
sozialismus. Die bedeutendste Arbeit hierzu veröffentlichte Andreas Scheiner 1942,
in welcher er argumentativ nachzuweisen versuchte, dass der Kirche nunmehr die
Aufgabe zukomme, Luthers Reformation unter völkischen Gesichtspunkten zu Ende
zu führen. Weil Gott „Adolf Hitler als sein Werkzeug“ gebrauche, müsse sich die
Kirche an die neuen politischen Gegebenheiten zwangsläufig anpassen.12 Entspre-
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chend habe die Landeskirche auch Vorbehalte gegen die ‚Behandlung‘ der Juden
aufzugeben und die ‚Judenfrage‘ im eigenen Wirkungsbereich endgültig zu lösen.
Individualistisches Denken gegenüber Nationalsozialismus und ‚Judenfrage‘ gefähr-
deten die völkische Transformation des Christentums, und derartige Vorbehalte be-
stünden bei einigen kirchlichen Vertretern selbst dann noch, „wenn die Judenfrage
infolge der Verdrängung des letzten Juden aus Europa ihre Aktualität verloren ha-
ben wird, […].“13 Das Ziel war entsprechend, die Landeskirche zu einer auf rassi-
schen Grundlagen basierenden Nationalkirche zu reformieren, welche die Vorstel-
lungen von Luther und Melanchthon mit der völkischen Ideologie des Nationalso-
zialismus verbinden sollte. Von einer solchen Fortführung der Reformation würden
nicht nur die Sachsen profitieren, so die Idee, sondern alle deutschsprachigen Min-
derheiten Rumäniens könnten sich in einer solchen „Deutschen Landeskirche“ un-
ter christlich-völkischen Vorzeichen wiederfinden, was auch die katholischen Bana-
ter Schwaben mit einschließen sollte.14 Laut dem Institut sei die Erschaffung einer
solchen religiösen Gemeinschaft aber erst endgültig möglich, wenn sich die Kirche
als Teil dieser Erneuerung selbst ‚entjude‘. Denn während in „zielbewußter Arbeit
und hartem Kampfe […] nationalsozialistischer Wille die radikale Entjudung aller
Lebensbereiche des deutschen Volkes planmäßig durchgeführt [habe]“, sei die ‚Ju-
denfrage‘ im religiösen Leben noch nicht gelöst.15

Neben diesen innerkirchlichen Erneuerungen, für deren Durchsetzung das Her-
mannstädter Institut verantwortlich war, lag ein weiterer Hauptarbeitsschwerpunkt
in der Missionsarbeit außerhalb des ursprünglichen Tätigkeitsgebietes. In das von
deutschen und rumänischen Truppenverbänden eroberte und unter rumänischer
Verwaltung stehende Transnistrien sandte die Landeskirche Pfarrer, um die dort
noch lebenden deutschen Siedler vom ‚bolschewistischen Unglauben‘ zu befreien
und ihnen „die Kunde von der wunderbaren Wiedergeburt des deutschen Volkes“
sowie von Adolf Hitler als Retter zu verkünden.16 Auch wenn nicht alle nach Trans-
nistrien entsandten Pfarrer Mitglied des Hermannstädter Institutes waren, so kam
diesem bei der Auswahl der zu entsendenden Pfarrer und deren Betreuung vor Ort
eine nicht unerhebliche Rolle zu.17 Unter Leitung siebenbürgisch-sächsischer Pfarrer
veranstaltete man unter Beisein von Vertretern der SS ebenso Schulungen für Kir-
chenräte in Transnistrien, in denen neben theologischen auch Themen zur „völki-
schen Besinnung [mit] Ausführungen über die Grundsätze der deutschen Geschich-
te, sowie über das Leben des Führers und sein Aufbauwerk“ zur Sprache kamen.18

Durch das Fehlen der Institutsverwaltungsakten lässt sich nicht abschließend klä-
ren, wie viele nach Transnistrien entsandte Pfarrer dem Institut in Hermannstadt
angehörten und welche direkten Aufgaben das Institut und dessen Mitglieder in die-
sem Gebiet übernahmen. Jedoch schrieb ein siebenbürgisch-sächsischer Pfarrer in
dem Bericht für die Landeskirche über seinen Einsatz in Transnistrien, dass er sich
mit den dortigen SS-Kommandanten über die ‚Judenfrage‘ einig gewesen sei,19 was
die ideologische Grundausrichtung mancher Geistlicher sehr gut wiedergibt.
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Neben Transnistrien engagierte sich die Evangelische Landeskirche ab 1943
ebenso im Generalgouvernement zwecks religiöser Betreuung.20 Seitens der SS er-
ging ein Ersuchen an die Landeskirche, Pfarrer in dieses Gebiet zu entsenden, um
den ‚deutschen Neusiedlern‘ eine kirchliche Fürsorge zu bieten.21 Reichsführer-SS
Heinrich Himmler bestand darauf, dass für diese Aufgabe ausschließlich „geeignete
Pfarrer […] zur Verfügung gestellt werden möchten.“22 Dies meinte aus Sicht der SS,
dass lediglich „völkisch zuverlässige evangelische und katholische Pfarrer“ in jene
„völkisch bedrohten Gebiete[ ]“ abzustellen seien.23 Zwecks Verhandlungen mit den
zuständigen Stellen vor Ort entsandte der Bischof seinen Vertrauten Edmund Grae-
ser (1897–1961) in das Generalgouvernement, ebenfalls Mitglied des Hermannstäd-
ter Instituts.24 Für die Geheime Staatspolizei war diese Pfarrerentsendung mit einem
„erhebliche[n] sicherheitspolitische[n] Interesse“ verbunden,25 was verdeutlicht,
dass man seitens der zuständigen Stellen Vertrauen in die ‚völkische Zuverlässig-
keit‘ jener Pfarrer hatte. Von den insgesamt acht in das Generalgouvernement ge-
schickten Pfarrern lassen sich mindestens drei als Mitarbeiter des Instituts zuord-
nen.26

Diese Pfarrerentsendungen verdeutlichen den Hauptunterschied zwischen dem
Eisenacher ‚Entjudungsinstitut‘ und dessen Außenstelle im rumänischen Hermann-
stadt. Letztere hatte den Schwerpunkt ihrer Arbeit in der praktischen Umsetzung je-
ner ‚entjudeten‘, deutsch-christlichen Kirchenvorstellungen. Durch das Fehlen von
theologischen Spezialisten im Hermannstädter Institut erarbeitete man kaum eigene
Materialien zur ‚Entjudung des kirchlichen Lebens‘, sondern nutzte die im Eisena-
cher Institut erstellten Schriften wie beispielsweise das ‚entjudete‘ Neue Testament
„Die Botschaft Gottes“. Diese Schriften setzte man dann aktiv in der ‚Arbeit vor Ort‘
ein, so während des Religionsunterrichtes in deutschsprachigen Schulen Siebenbür-
gens, in Transnistrien bei der religiösen Unterweisung der dort lebenden deutsch-
sprachigen Einwohner oder bei der seelsorgerischen Betreuung von ‚Neusiedlern‘
im Generalgouvernement. Das Hermannstädter Institut fungierte vor allem bezüg-
lich der Pfarrerentsendungen als eine Art Rekrutierungsanstalt, da Bischof Staedel
bei den Mitgliedern von einer ‚völkischen Zuverlässigkeit‘ ausgehen konnte und die-
se zusätzlich vor ihrer Missionsarbeit durch das Institut entsprechend religiös ge-
schult werden konnten.

Gegenseitige Besuche von Mitarbeitern der Institute in Eisenach und Hermann-
stadt scheiterten aufgrund der angespannten Kriegslage und der damit verbunde-
nen Reiseeinschränkungen. Infolge dessen konnte lediglich Bischof Staedel auf der
vom Eisenacher Institut vom 7.–13. Oktober 1942 ausgerichteten ‚Zweiten Nord-
ischen Arbeitstagung‘ der Arbeitsgemeinschaft ‚Germanentum und Christentum‘ ei-
nen Vortrag über „Glaube und Volkstum in Siebenbürgen“ sowie eine Morgenan-
dacht halten.27 Zu einer Arbeitstagung des Hermannstädter Instituts im Frühjahr
1943 sollten die beiden Eisenacher Institutsmitarbeiter Walter Grundmann und
Hans Erich Eisenhuth (1903–1983) nach Rumänien reisen,28 jedoch lassen sich keine
Hinweise finden, dass diese Reise tatsächlich stattfand.
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Mit dem Sturz des Antonescu-Regimes und dem Frontwechsel Rumäniens im
August 1944 entmachteten Vertreter der konservativen Elite um Hans Otto Roth Bi-
schof Staedel, womit auch das Hermannstädter Institut sein Ende fand. Staedel
selbst konnte aus einem rumänischen Internierungslager fliehen und wirkte fortan
als Krankenhausseelsorger in Minden. Edmund Graeser, Andreas Scheiner und an-
dere Institutsmitarbeiter übernahm die Evangelische Landeskirche A.B. in Rumä-
nien wieder in den Kirchendienst.

Dirk Schuster
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